


Vorwort
Erstmals kam ich mit der Thematik dieser Arbeit im August
2015 in Berührung. Zu dieser Zeit absolvierte ich im
Rahmen meines Bachelorstudiums mit vertiefter Praxis eine
Arbeitsphase im Personalbüro des Landratsamtes
Aschaffenburg.

Während meines dortigen Einsatzes wurde ich darum
gebeten, rechtlich zu bewerten, was unsere Dienststelle bei
der Stellenbesetzung alles beachten muss und kann, um
sich gegenüber AGG-Hoppern unangreifbar zu machen. Ein
besonderes Augenmerk sollte ich hierbei auf
schwerbehinderte Bewerber legen.

Da sich dieses Thema für mich als sehr interessant und
darüber hinaus auch als inhaltlich sehr ergiebig darstellte,
beschloss ich nach eigenständigen weiterführenden
Recherchearbeiten zu dieser Thematik meine Bachelorarbeit
mit dem Thema

„Vermeidung einer Diskriminierung behinderter
Arbeitnehmer insbesondere im Rahmen des

Einstellungsverfahrens des öffentlichen Dienstes –
Eine Darstellung der Rechtslage und kritische

Analyse“

zu verfassen.

Für die wohlwollende Annahme dieses Themas für meine
Abschlussarbeit bedanke ich mich bei Dr. Ralph Hirdina,
welcher mich in der Bearbeitung dieses Themas bestärkte



und mich bei der Erstellung der Arbeit methodisch und
inhaltlich anleitete.

Matthias Beck danke ich für den ersten Impuls, den er mir
zur Findung des Themas gab und für die fachlichen
Diskussionen zum diskriminierungsfreien
Einstellungsverfahren in der behördlichen Praxis.

Weiterer Dank gebührt meinen Korrekturlesern Birgit Ort
und Maximilian Andres.

Abschließend möchte ich auch Dr. Ulrich Reuter dafür
danken, dass ich durch ihn die Chance auf ein Studium mit
vertiefter Praxis im Landratsamt Aschaffenburg erhielt.

Aschaffenburg, den 11.08.2016

Markus Ort
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